
Parteien des Ausgangsverfahrens

Klägerin: EV

Beklagter: Finanzamt Lippstadt

Tenor

Die Art. 63 bis 65 AEUV sind dahin auszulegen, dass sie einer nationalen Regelung wie der im Ausgangsverfahren fraglichen 
entgegenstehen, die eine Kürzung um die Gewinne aus Anteilen an einer Kapitalgesellschaft mit Geschäftsführung und Sitz in einem 
Drittstaat an strengere Bedingungen knüpft als die Kürzung um die Gewinne aus Anteilen an einer nicht steuerbefreiten inländischen 
Kapitalgesellschaft. 

(1) ABl. C 144 vom 8.5.2017.

Urteil des Gerichtshofs (Zehnte Kammer) vom 13. September 2018 — Birkenstock Sales GmbH/Amt 
der Europäischen Union für geistiges Eigentum (EUIPO)

(Rechtssache C-26/17 P) (1)

(Rechtsmittel — Unionsmarke — Internationale Registrierung mit Benennung der Europäischen 
Union — Bildmarke, die ein Muster aus sich kreuzenden Wellenlinien darstellt — Verordnung [EG] 

Nr. 207/2009 — Art. 7 Abs. 1 Buchst. b — Absolutes Eintragungshindernis — Unterscheidungskraft — 
Oberflächenmuster)

(2018/C 408/10)

Verfahrenssprache: Deutsch

Parteien

Rechtsmittelführerin: Birkenstock Sales GmbH (Prozessbevollmächtigte: Rechtsanwalt C. Menebröcker und Rechtsanwältin 
V. Töbelmann)

Andere Partei des Verfahrens: Amt der Europäischen Union für geistiges Eigentum (EUIPO) (Prozessbevollmächtigte: 
D. Walicka)

Tenor

1. Das Rechtsmittel wird zurückgewiesen.

2. Die Birkenstock Sales GmbH trägt die Kosten.

(1) ABl. C 151 vom 15.5.2017.

Urteil des Gerichtshofs (Fünfte Kammer) vom 19. September 2018 (Vorabentscheidungsersuchen 
Tribunal Superior de Justicia de Galicia –Spanien) — Isabel González Castro/Mutua Umivale, 

Prosegur España SL, Instituto Nacional de la Seguridad Social (INSS)

(Rechtssache C-41/17) (1)

(Vorlage zur Vorabentscheidung — Richtlinie 92/85/EWG — Art. 4, 5 und 7 — Schutz der Sicherheit und 
der Gesundheit der Arbeitnehmer — Stillende Arbeitnehmerin — Nachtarbeit — Schichtarbeit, die 
teilweise in der Nachtzeit verrichtet wird — Risikobeurteilung des Arbeitsplatzes — Vorbeugende 

Maßnahmen — Anfechtung durch die betroffene Arbeitnehmerin — Richtlinie 2006/54/EG — Art. 19 — 
Gleichbehandlung — Diskriminierung aufgrund des Geschlechts — Beweislast)

(2018/C 408/11)

Verfahrenssprache: Spanisch

Vorlegendes Gericht

Tribunal Superior de Justicia de Galicia
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Parteien des Ausgangsverfahrens

Klägerin: Isabel González Castro

Beklagte: Mutua Umivale, Prosegur España SL, Instituto Nacional de la Seguridad Social (INSS)

Tenor

1. Art. 7 der Richtlinie 92/85/EWG des Rates vom 19. Oktober 1992 über die Durchführung von Maßnahmen zur Verbesserung der 
Sicherheit und des Gesundheitsschutzes von schwangeren Arbeitnehmerinnen, Wöchnerinnen und stillenden Arbeitnehmerinnen am 
Arbeitsplatz ist dahin auszulegen, dass er auf eine Situation wie die des Ausgangsverfahrens Anwendung findet, in der die betroffene 
Arbeitnehmerin Schichtarbeit leistet, in deren Rahmen sie ihre Arbeit nur zum Teil während der Nachtzeit verrichtet.

2. Art. 19 Abs. 1 der Richtlinie 2006/54/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. Juli 2006 zur Verwirklichung des 
Grundsatzes der Chancengleichheit und Gleichbehandlung von Männern und Frauen in Arbeits- und Beschäftigungsfragen 
(Neufassung) ist dahin auszulegen, dass er auf eine Situation wie die des Ausgangsverfahrens Anwendung findet, in der eine 
Arbeitnehmerin, der die Ausstellung eines ärztlichen Attests über das Vorliegen eines ihrem Arbeitsplatz innewohnenden Risikos für 
das Stillen versagt und in der Folge die Geldleistung wegen des Risikos während der Stillzeit verwehrt wurde, die Beurteilung der 
Risiken ihres Arbeitsplatzes vor einem nationalen Gericht oder einer anderen zuständigen Stelle des betreffenden Mitgliedstaats 
anficht, wenn die Arbeitnehmerin Tatsachen vorbringt, die vermuten lassen, dass diese Beurteilung keine spezifische Prüfung unter 
Berücksichtigung ihrer individuellen Situation umfasst hat und dass daher eine unmittelbare Diskriminierung aufgrund des 
Geschlechts im Sinne der Richtlinie 2006/54 vorliegt; dies zu prüfen, ist Sache des vorlegenden Gerichts. Es obliegt dann dem 
Beklagten, den Beweis dafür beizubringen, dass die Beurteilung der Risiken tatsächlich eine solche konkrete Prüfung umfasst hat und 
dass daher keine Verletzung des Gleichbehandlungsgrundsatzes vorgelegen hat.

(1) ABl. C 121 vom 18.4.2018.

Urteil des Gerichtshofs (Zweite Kammer) vom 20. September 2018 (Vorabentscheidungsersuchen 
desFővárosi Ítélőtábla — Ungarn) — OTP Bank Nyrt., OTP Faktoring Követeléskezelő Zrt./Teréz 

Ilyés, Emil Kiss

(Rechtssache C-51/17) (1)

(Vorlage zur Vorabentscheidung — Verbraucherschutz — Missbräuchliche Klauseln — Richtlinie 93/13/ 
EWG — Anwendungsbereich — Art. 1 Abs. 2 — Bindende Rechtsvorschriften — Art. 3 Abs. 1 — Begriff 
„Vertragsklausel, die nicht im Einzelnen ausgehandelt wurde“ — Klausel, die nach Vertragsschluss infolge 
eines Eingriffs des nationalen Gesetzgebers in den Vertrag einbezogen wird — Art. 4 Abs. 2 — Klare und 
verständliche Abfassung einer Klausel — Art. 6 Abs. 1 — Prüfung der Missbräuchlichkeit einer Klausel 

durch das nationale Gericht von Amts wegen — Auf eine Fremdwährung lautender Darlehensvertrag 
zwischen einem Gewerbetreibenden und einem Verbraucher)

(2018/C 408/12)

Verfahrenssprache: Ungarisch

Vorlegendes Gericht

Fővárosi Ítélőtábla

Parteien des Ausgangsverfahrens

Klägerinnen: OTP Bank Nyrt., OTP Faktoring Követeléskezelő Zrt.

Beklagte: Teréz Ilyés, Emil Kiss
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